
Über den gescheiterten Versuch, auf dem Mannheimer Turley 
Gelände Sozialbauwohnungen zu bauen. Es wären die ersten 
Sozialbauwohnungen in Mannheim seit langem gewesen. 
 
Warum Sozialer Wohnungsbau? 
Bereits bei den ersten Diskussionen um selbstverwaltetes gemeinschaftliches Wohnen war 
für uns klar, dass es sich bei unserem Projekt um Wohnraum für alle, also sozial 
erschwinglich und – im teureren Neubau – auch gemischt mit begünstigtem Sozialen 
Wohnungsbau handeln wird. 
Statt sozialem Wohnungsbau in Blöcken am Rand der Stadt wollten wir so viele wie 
ökonomisch für uns leistbar Sozialwohnungen direkt in unser Haus integrieren. 
Außer günstigem Wohnraum sollte so auch modellhaft gesellschaftliches Miteinander 
geschaffen werden. Wir wollen unser Haus durchmischen, als Garant und Keimzelle für 
einen wiederum durchmischten Stadtteil. 
Warum überhaupt Sozialbauwohnungen? Zielgruppe sind hier Personen mit geringem 
Einkommen. Auf eine Sozialbauwohnung kommen derzeit 4 potenzielle Mieterinnen und 
Mieter.  
Auf der einen Seite fallen immer mehr Wohnungen durch das Ablaufen der Bindungsfristen 
(15 oder 25 Jahre) aus dem Pool der günstigen Wohnungen heraus, andererseits werden in 
Mannheim aber keine neuen Sozialbauwohnungen gebaut. Der Bestand an diesen 
Wohnungen nimmt also stark ab. 
Schuld daran ist einerseits sicherlich eine als knapp geltende staatliche Förderung. Diese ist 
für herkömmliche Investoren nicht lukrativ. Auf der anderen Seite ist selbst diese Förderung 
für den Staat dann relativ teuer, wenn die Wohnungen oder Häuser nach Ablauf der 
Bindungsfrist von nur 15 oder 25 Jahren vom Besitzer wieder zu normalen, nicht 
begünstigten Mieten (sozial gebunden bedeutet 33% günstiger als die ortsübliche 
Vergleichsmiete) angeboten werden dürfen, damit wieder dem Pool günstiger Wohnungen 
(so.) fehlen. 
 
Das MHS – prädestiniert für nachhaltigen Sozialen Wohnungsbau! 
Für uns als Projekt des Mietshäuser Syndikats stellt sich das anders dar. Weil wir unser 
Haus durch dieses Modell vor der Veräußerungsmöglichkeit geschützt haben, ist jede 
Spekulation damit unmöglich. Deshalb und durch die Finanzierung auch über Direktkredite 
lassen sich Kosten über einen sehr viel längeren Zeitraum strecken. Und deshalb können wir 
z.B. einerseits verhältnismäßig viel Geld in die Nachhaltigkeit unseres Gebäudes investieren, 
andererseits ließen sich ökonomisch auch Mischkonzepte mit gefördertem Wohnungsbau 
realisieren, obwohl hier geringere Mieten auch weniger Einnahmen bedeuten. 
     
Sowieso werden die Mieten in unserem Haus (trotz gestiegener Neubaukosten und 
hervorragendem technischen Standard) nach Ablauf der ersten Bankkredite sehr günstig 
sein und sich dann bei ca. 80% der dann ortsüblichen Vergleichsmiete einpendeln. 
Jetzt – zum Projektstart – müssen die ErstbewohnerInnen bei uns mit einer Kaltmiete pro qm 
von aktuell ca. 8,90€ rechnen. Dies liegt immer noch ca. 1€ unter der hier im Mannheimer 
Mietspiegel 2014 stehenden Vergleichsmiete, relativiert sich weiter, betrachtet man die in 
unserem größtenteils solarbetriebenen Haus sehr günstigen und dauerhaft niedrigen Kosten 
für Wärmeenergie (ca. 30 Cent /qm für Heizung und Warmwasser)  – ist aber natürlich 
trotzdem noch für viele Menschen zuviel! 
 
Deswegen also die Idee, zwei von 12 Wohnungen als Sozialbauwohnung zu errichten. Mehr 
wäre uns leider nicht möglich gewesen: die hier entstehenden 125 Quadratmeter würden 
zwar mit einem kostengünstigen Darlehen durch Landesmittel in Höhe von 75% der 
Baukosten unterstützt. Allerdings hätte die Mindereinnahme in der Miete (der Mietpreis hier 
läge bei ca. 6,45 €) bereits zu ca. 30 Cent Mieterhöhung bei den anderen, nicht geförderten 
Wohnungen geführt. Trotzdem wäre dieses Modell ein für alle BewohnerInnen tragbares, 
vernünftiges, nicht etwa nur altruistisches gewesen, da die zunächst günstig erscheinende 



Teilfinanzierung durch das Land auch die Finanzierung des Gesamtprojektes begünstigt 
hätte. 
Sozialer Wohnungsbau in Kombination mit dem Modell des Mietshäuser Sydikats: eigentlich 
- sollte man meinen - eine WinWin Situation für Land, Kommune und Wohnprojekt! 
 
Bereits sehr früh - vor zwei Jahren - haben wir also Kontakt zur Stadt Mannheim 
aufgenommen. 
Unser allererstes Gespräch hatten wir mit Fachbereich 50 (Soziales): wir unterbreiteten 
unsere Idee, die Bindungsfristen z.B. auf 50 Jahre zu verlängern (um der Kritik am angeblich 
teuren Sozialen Wohnungsbau zu begegnen und auch um den doppelten Nutzen, der durch 
das Modell des MHS durch unveräußerbaren Wohnraum für die Kommune entsteht, deutlich 
zu machen). 
Dies wurde schlicht abgetan: „Kein Interesse“, „Wer weiß, was in fünfzig Jahren ist“. 
 
Das hat uns dann schon das erste Mal sehr erstaunt, wissen wir doch, dass in anderen 
Städten (Freiburg) Mietshäuser Syndikatsprojekte genau nur unter diesem Vorbehalt (50 
Jahre Sozialbindung) überhaupt erst den Zuschlag für ein Gelände erhalten haben. 
Kann man in der Freiburger Stadtverwaltung weiter in die Zukunft schauen? Glaubt irgendein 
Wohnungssuchender in Mannheim, dass man eine günstige 60qm Wohnung im Jahr 2065 
hier nicht an den Mann, die Frau bringen würde?  
Immerhin wies man uns den Weg zu Fachbereich 61 (Städtebau), „der eigentlich für uns 
zuständig sei.“ 
Bei Fachbereich 61 zunächst dieselbe Skepsis: „In ganz Mannheim werden seit Jahren keine 
Sozialbauwohnungen gebaut, ihr tut Euch damit keinen Gefallen“. 
Aber dann wurde uns hier immerhin Unterstützung nicht nur zugesagt, sondern auch 
konkrete Fragen an die für die Mittelvergabe zuständige L-Bank gestellt: „Ist es möglich, in 
einem Neubau 2 von 12 Wohnungen als Sozialbauwohnung zu errichten?“. Das wurde aus 
Karlsruhe bejaht und dann machte der Fachbereich uns mit den Richtlinien des Sozialen 
Wohnungsbaus vertraut: „Bewohner benötigen einen Wohnberechtigungsschein, einer 
Person stehen 45qm, jeder weiteren 15qm mehr zu…“ 
 
Auch unsere, die GLS Bank, die bereits viele Wohnprojekte und auch eine ganze Reihe von 
Mietshäuser Syndikatsprojekten finanziert hat, sah in dieser Mischung keine Schwierigkeit. 
Sitz der Bank ist übrigens Hessen und NRW.   
 
Die Landesbank BaWü 
Unsere Gebäudeplanung zog sich hin, aber als die Pläne dann klargezeichnet und die 
Baukosten vorberechnet waren, sind wir damit wieder an die zuständige Landes Bank nach 
Karlsruhe gezogen. 
 
Und hier begannen die Probleme. Wahrscheinlich hatte in Karlsruhe niemand damit 
gerechnet, dass wir eines Tages wirklich mit konkreten zu fördernden Wohnungen auf der 
Matte stehen würden. Jetzt jedenfalls wurden nach und nach immer neue Schwierigkeiten 
seitens der L- Bank deutlich gemacht, dies immer mit dem Hinweis „Warum tun Sie sich das 
an, die Förderung ist so schlecht, Sie werden alle zwei Jahre geprüft..“  - wir hatten schnell 
das Gefühl, die wollen überhaupt keine Sozialbauwohnungen bauen. Oder wenn, dann 
jedenfalls nicht mit uns. 
Immer neue „Knüppel“ wurden uns zwischen die Beine geworfen: 
 
Als Erstes bestand die L- Bank auf ihrer Erstrangigkeit. Das ist für eine Bank zunächst 
normal. Jedoch wollte die L - Bank die Erstrangigkeit für geförderte 125qm Wohnfläche. 
Unser Hauptkredit  (ca. 880qm Wohnfläche) bei der GLS Bank wurde dadurch (jetzt 
nachrangig!) um über ein halbes Prozent teurer. Was natürlich wieder Auswirkungen auf 
unsere spätere Miete haben würde.  



Komisch – man versucht günstigen Wohnraum zu schaffen und handelt sich dabei teurere 
Mieten ein. Die GLS Bank wäre mit einer Gleichrangigkeit einverstanden gewesen und 
bezeichnet das Verhalten der L-Bank als z.B. in Hessen völlig unüblich.  
Die Entscheidung der Landesbank ist laut Fachbereich 61 der Stadt Mannheim übrigens eine 
„Ermessensentscheidung“: das heißt es gibt keine Vorschriften, die zu dieser Entscheidung 
zwingen. Andersherum: mit ein bisschen good will, nur einem kleinen Bisschen - wäre alles 
möglich gewesen. 
 
Die Begründung der L- Bank für die nötige Erstrangigkeit ist übrigens „Sie sind neu, kein 
etabliertes Wohnungsbauunternehmen!“  
Einer entsprechenden Investmentfirma hätte man also das Geld zu deutlich besseren 
Konditionen zugestanden – auch wenn die Wohnungen dann nach vielleicht schon 15 
Jahren wieder frei auf dem Markt kursiert wären. Da fragt man sich doch, nach welchen 
Kriterien die Landesbank, die ja Landes-, also Steuermittel verwaltet, eigentlich denkt und 
handelt? Wird hier ein politischer Wille deutlich, gibt es einen? Wird Baden - Württemberg 
von Grün-Rot regiert? 
 
Eine Ausnahme könne laut L- Bank nur gemacht werden, „wenn eine kommunale Stelle für 
Sie bürgt.“ 
Immer im Sinne des Zieles (Wir wollen Sozialbauwohnungen bauen!) haben wir uns dann 
zwei Abfuhren von potentiellen Bürgen eingeholt, zunächst bei der Kämmerei der Stadt 
Mannheim („Machen wir nie!“) und dann noch bei der GBG als städtische 
Wohnungsbaugesellschaft und kommerziellem Arm der Stadt Mannheim („Machen wir nie!“) 
(hier müssen wir anmerken, dadurch, dass es natürlich nicht zum Bürgschaftsfall gekommen 
wäre (auch die GBG findet unseren Finanzplan und die Zahlen sehr klar und eindeutig) – 
eine ziemlich müde Entscheidung der Stadt Mannheim im Bemühen um günstigen 
Wohnraum! Was muss geschehen, damit solche Entscheidungen in Zukunft anders 
ausfallen?)  
 
Inzwischen hatte die L - Bank sich noch etwas Neues einfallen lassen: für die 25% an 
benötigtem Eigenkapital zum Bau der beiden Wohnungen (etwas über 80.000€) erkannte die 
L- Bank unsere Direktkredite nicht an (Dabei dienen diese jedoch problemlos als Sicherheit 
für unsere Hausbank!). 
Um diese Forderung zu erfüllen haben wir überlegt, sogenannte Leih- und 
Schenkgemeinschaften zu gründen, um uns mit später monatlich anzuzahlendem Geld aus 
der eigenen Kasse (wohlgemerkt wir sind MieterInnen, keine Eigentümer!) weiter zu 
kapitalisieren. 
 
Spätesten ab März wird das Ganze dann zum Nervenkrieg. Telefonisch ist der Bearbeiter 
der L- Bank kaum zu erreichen. Wir sitzen wie auf glühenden Kohlen, brauchen wir doch die 
definitive Zusage der L- Bank, um auch mit der GLS, unserer Hausbank abschließen zu 
können….nichts geht voran. Können wir auf dieser Grundlage mit der L – Bank rechnen? 
 
Wir verabschieden uns von der – auch politischen – Idee, die ersten 
Sozialbauwohnungen in Mannheim seit langem zu bauen.*  
 
Mitte April schlägt die Frustration dann um. Einhellig sind wir in der Gruppe der Meinung, 
dass wir jetzt zunächst unser gesamtes Projekt in trockene Tücher, sprich in eine klare gute 
Finanzierung bringen müssen. Wir haben uns Geld von unseren Freunden und Bekannten 
oder auch zunächst Fremden geliehen – das müssen wir sicher unterbringen! 
 
Wir werden jetzt das ganze Haus über die GLS finanzieren. Wir haben bereits bei den 
Verhandlungen (die Hausbank ist jetzt erstrangig!) einen sehr guten Zins erreicht! 
 



Die Idee der sozialen Durchmischung behalten wir jedoch bei: die beiden Wohnungen wollen 
wir zusammen mit Mannheimer sozialen Vereinen mit Personen, die erschwerten Zugang 
zum Wohnungsmarkt haben, vermieten. 
Hierbei ist uns allerdings wichtig, dass daraus langfristige Bindungen entstehen (wir sind 
keine Vermietungsgesellschaft, sondern ein gemeinschaftliches Wohnprojekt, für den 
Zugang entscheidet Sympathie und Engagement) und dass diese Personen in der Lage 
sind, sich als gleichberechtigte Gruppenmitglieder mit uns an der Verwaltung des Hauses 
und der Entwicklung der Gruppe zu beteiligen.  
 
*(Vielleicht kommen wir damit zu einem späteren Zeitpunkt wieder.) 
 


